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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Errichtung des 
Digitalisierungsfonds (Digitalisierungsfondsgesetz-Digi-FondsG) erlassen 
wird 

Gerade die Corona-Krise hat die Rolle der Digitalisierung noch stärker sichtbar gemacht. 
Als digitaler Top-Standort kann es Österreich gelingen, eine neue wirtschaftliche Dynamik 
auszulösen und den Aufschwung aus der Corona-Krise zu beschleunigen. Investitionen in 
eine bürgernahe, serviceorientierte Verwaltung mit zeitgemäßer digitaler Infrastruktur 
sind Investitionen in die Zukunft. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur Beschleunigung 
von Verwaltungsabläufen und damit zur Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohlstand und 
Lebensqualität. 

Die Bundesregierung hat mit dem „Aktionsplan Digitalisierung 2022“ (Beschluss des 
Ministerrats 35/10 vom 21.10.2020) diesen Grundsätzen Rechnung getragen, indem sie 
für weitere Digitalisierungsmaßnahmen in den Jahren 2021 und 2022 zusätzliche 
160 Millionen Euro zur Verfügung gestellt hat. Im Bundesfinanzgesetz 2021, BGBl. I 
Nr.122/2020, wurde folglich dieser „Digitalisierungsfonds“ berücksichtigt. Der genannte 
Aktionsplan hat zudem die „Task Force Digitalisierung 2022“ eingerichtet, die als 
Governance-Mechanismus zur Umsetzung des Programms dient. Der Bundeskanzler, der 
Vizekanzler, der Bundesminister für Finanzen sowie die Bundesministerin für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort entsenden je einen Vertreter in diese Task Force, 
welche im Wesentlichen folgende Aufgaben wahrnimmt: Auswahl der relevanten 
Projekte, Entscheidung über die Mittelzuteilung und –verwendung. Die Arbeiten in der 
Task Force wurden unverzüglich aufgenommen und die erste Tranche der Projekte wurde 
einvernehmlich ausgewählt. 
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Begleitend zu den angeführten Schritten soll nun durch das vorliegende Bundesgesetz der 
Digitalisierungsfonds bei der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
eingerichtet werden, welcher mit den notwendigen finanziellen Mitteln ausgestattet wird, 
um die Digitalisierung in der Bundesverwaltung voranzutreiben. 

Die finanziellen Mittel des Fonds dienen der befristeten Anschubfinanzierung von 
Projekten und müssen für folgende ressortübergreifende Projekte verwendet werden: 

• Projekte zur Umsetzung der IT-Konsolidierung im Bund 
• Projekte zum Ausbau der Services für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
• Projekte zur Beschleunigung und Effizienzsteigerung von Verfahrensabläufen 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz 
über die Errichtung des Digitalisierungsfonds (Digitalisierungsfondsgesetz-Digi-FondsG) 
erlassen wird, samt Erläuterungen dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung 
zuleiten. 

Wien, am 22. Februar 2021 

Dr. Margarete Schramböck 
Bundesministerin 
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